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Änderungsantrag zu A-09

Nach Zeile 231 einfügen:
Liefern muss die Bundesregierung auch bei der Frage, wie im Falle eines Angriffs die deutsche
Bevölkerung bestmöglichst auf die dadurch folgende Krise vorbereitet ist. Dabei geht es neben der
personellen Einsatzbereitschaft der Bundeswehr auch um den Zivilschutz. Wir begrüßen die
Bemühungen der Bundesregierung die durch die Aussetzung der Wehrpflicht entstandene Lücke bei der
Erfassung von potentiell wehrpflichtigen Männern durch die Wiederaufnahme verpflichtender
Musterung junger Männer zu schließen. Eine Verplichtung zu einem Wehrdienst halten wir indes für
nicht sachgemäß. Die Bundeswehr braucht die Besten und vor allem diejenigen, die sich diese
herausfordernde Aufgabe auch zutrauen und nicht irgendwelche sehr jungen Männer. Kapazitäten für
die Ausbildung sollten für geeignete Freiwillige jeden Alters und Geschlecht genutzt werden, statt für
junge Männer verschwendet werden, die unwillig sind und altersbedingt aus ihrem zivilen Leben nur
wenige Kompetenzen mitbringen, die für die Bundeswehr genutzt werden können. Um Zivilschut und
militärische Reserve strukturiert aufzubauen fordern wir deshalb die Einrichtung einer
Koordinierungsstelle für gesamtsstaaliches Krisenmanagement, die die zivil und militärisch nutzbaren
Kompetenzen von Freiwilligen abfragt und passende Aus- und Fortbildungsmöglichkeiten vermittelt.
Damit auch Menschen, die beruflich und privat mitten im Leben stehen eine Grundausbildung bei der
Bundeswehr und für den Zivilschutz nötige Fortbildungen mit ihrem Alltag vereinbaren können, fordern
wir einen Verdienstausfall für alle, die geeignet sind und sich freiwillig für Krisen fortbilden wollen, sei
es in Reserveübungen, mit einer Grundausbildung bei der Bundeswehr oder Vollzeitfortbildungen im
Zivilschutz. Wir sind überzeugt: die Menschen in Deutschland wollen sich und unsere Demokratie
verteidigen. Der Staat ist nun in der Pflicht, ihnen die Gelegenheit zu geben, sich darauf persönlich und
kollektiv bestmöglich vorzubereiten.
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